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Geehrtes Haus!

Schwere Zeiten, gefahrvolle Jahre sind an uns vorüberge- 
gangen. Unsere Nation stand am Rande ihrer völligen Vernich- 
tung. Aber die göttliche Vorsehung, die uns mit solchem Drang- 
sale heimgesucht, hat auch in unserer Brust die Kraft geweckt, 
auf dass wir nicht verzagen, und das in Gtefahr schwebende Va- 
tcrland mit uin so beisserer Liebe uinfassen. Gebe dér Hímmel, 
dass die schwercn Tagé dér Vorsehung uns ihre Lehren zuriick- 
gelassen, und dass wir, die wir im Leiden Eins gewesen, auch 
in unserem Wirken geeinigl bleiben.

Wir sind die Verlreter dér Nation, welche ihr Schicksal in 
unsere Hiinde gelegt, und die Sicherung ihrer Zukunl't unserer 
Einsicht und Éhre anvertraut hat. Unsere Aufgabe ist wichtig, 
unsere Stellung schwierig, da die Lage, in die wir gerathen, 
eine ausserordentliche ist. Es gab in unserem constitutionellen 
Leben auch zu andcren Zeiten Falié, wo dér Fürst und die Na­
tion in Bezug auf staatsrechtliche Fragen von Wichtigkeit nicht 
im Einverstandnisse waren, — es gab Zeiten, wo sicli die strei- 
tigen Falle zu schadlichen Zerwürfnissen entwickelt habén. Aber
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damals standén sowohl Fürst als Nation auf demselben Bódén, auf 
dem Bódén dér gemeinschaftlicli anerkannten ungarischen Ver­
fassung, dasselbe Gesetz wurde von beiden Partheien angerufen, 
und nicbt die Giltigkeit dér Gesetze, sondern die Auslegung der- 
selben bildete das Objekt des Streites. Jelzi aber stehen wir nicht 
auf gemeinschaftlicli anerkannter Basis, nicht einzelne staats- 
rechtliche Fragen, nicht dér Sinn dér Gesetze, sondern das We- 
sen unserer Verfassung und die Giltigkeit unserer Grundge- 
setze werden in Zweifel gezogen. Mán will uns auch 
eine Verfassung gébén, aber nicht die, die mán uns ge- 
waltsam genommen hat, sondern eine andere, eine neue und fremd- 
artige, ein Stiick jener gemeinsamen Verfassung, die sie für 
die ganze Monarchie angeferligt habén. Wir aber, wir brauchen 
keine gegebene Constilulion, wir fordern unsere alté Verfassung 
zurück, die kein Geschenk war, sondern durch gegenseitige Ver­
tragé begriindet ward, und sioh aus dem Leben dér Nation ent- 
wickelt hat; jene Verfassung, die wir, so oft die Nolhwendigkeit 
es erheischte, den Bedürfnissen dér Zeit angepasst habén, und 
auch fernerhin selbst anpassen wollen; jene Verfassung schliess- 
lich, dérén Grundprincipien Jahrhundertc geheiliget habén. Recht 
und Gesetz, so wie die Heiligkeit dér Vertragé, stehen auf unse­
rer Seite; wider uns ist die materielle Gewalt.

Unter so vielen Übeln und Gefahren sind uns vor Allém zwei 
Dinge nothwondig: Festigkeit und Behutsamkeit. Dórt naclige- 
ben, wo die Nachgiebigkeit mit dem Selbstmorde idenlisch ist, 
oder sioh auf ein Wagniss einlassen, das nicht von dér Noth- 
wendigkeit gefordert wird. — Beides ware ein Verbrechen gégén 
die Nation.

Dér Reichstag hat sich constituirt, und wir habén über die 
Form und den Inhalt unserer ersten feierlichen Ansprache zu be- 
rathen uud zu beschliessen. Es Hegen uns nun drei Fragen vor: 
Was sollen wir sagen ? wera sollen wir das sagen, was wir zu 
sagen habén? und in welche Form sollen wir das Resultat unse-
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rer Versltindigung kleiden ? — Diese drei Fragen slehen in énger 
Verbindung zu einander, und icli vverde daher iiber allé drei 
meine ansprucbslose Ansicbt aussprechen.

Vor Allém will ieh mich darüber aussern, welchcr I n h a 11 un­
serer ersten feierliehen Ansprache gegeben werde? Ich werde 
mich in meinem Vortrage nicht darauf beschranken, die Gegeu- 
stiinde herzuzahlen, die ich in unserer Aeusserung aufgenommen 
wissen inöchte, sondern, da bei einer Darstellung von so grosser 
Wichtigkeit auch die Aneinanderreihung und Verbindung dér 
einzelnen Gegenstiinde nicht unbeachtet bleibcn darf, so erlaube 
ich mir dem geehrten Hause einen formulirten Entwurf vor- 
zulesen, nach welehem ich unsere ersle Ansprache abgefasst 
wtinschte.

Dicsér Entwurf ist folgender :

Die jiingst abgelaufenen 12 Jahre waren für uns eine Zeit schwerer 
leiden. Unsere uralte Verfassung wurde aufgehoben , und auf uns lastetc 
das fremde System einer unbeschrankten Gcwalt. Die Last dieses drü- 
ckenden Systems ward durch jene Slanner noch vermehrt, welche dassclbe 
mit feindseliger Absicht , bcschrankter Auffassung und olt auch mit bősein 
Willen gehandhabt. Vor ihnen galt das Gefühl dér Freiheit für ein Verbre- 
ehen , verbrecherisch war das Festhalten an unsere Nationalitat, und 
nicht minder galt die rcinste Liebe für das Yaterland als ein Verhrechen. 
Sie habén die Kraft unseres Landcs erschöpft, das Vermögen dér 
Nation widerrechtló h veraussert, und unsere Nitionalitiit zum Gegenslande 
dér Verfolgung gcmacht. Jeder Tag brachte neue Leiden , jedes neue 
Leiden riss aus unserer Brust eine Faser des Glaubens und des Ver- 
trauens.

Gott hat es so gewollt, dass wir leiden , aber nicht verzagen und 
nicht untreu werden gégén uns selbst; und er hat es gewollt, dass 
eine zuölfjahrige Erfahrung den Fürsten scbliesslich zűr Uberzeugung 
brachte , wie das absolute System einer unbeschrankten Gevvalt die VÖl- 
ker dér Monarchie nicht bcglúeken könne , sondern Thron und Reich in 
das Verderben stürzen miisse. Deshalb wollte Se. Majestiit unter Beseiti- 
gung des bisher befolgten absoluten Systems den eonslitutionellen 
Pfad hétrétén, und in die lliinde seincr Vöiker ihr eigcncs Seliieksal 
légén.
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Auch wir habén uns vers ammelt, als die Vertreter dér ungariscben 
Nation, um unsere constitutioneUe Wirksamkeit wieder zu beginnen, und 
unser erster Schritt ist eine schmcrzliche Ansprache , — nicht wegen 
dér Leiden vergangener Zeiten , denn darüber wollen wir einen Schleier 
brciten , — sondern wegen dér Rechtswidrigkeiten , die auch jetzt noch 
bestehen und oline dérén sofortige Beseitigung wir weder die Wieder- 
herstellung unserer Yerfassung , noch den Conatitutionalismus üherhaupt 
für möglich haltén. Die Grundbedingung unseres constitutionellen Lebens 
undunserer'nationalen]Existenzist d i e g e s e t z l i c h e S e l b s t s t á n d i g k e i t  
u n d U n a b h a n g i g k e i t  unseres Landes. Unsere erste und heiligste Pflicht 
ist es demnach, unsere gesannnte Kraft und allé unsere Fiihigkeiten aufzu- 
bieten , damit Ungarn Ungarn bleibe, und seine constitutioneUe Selbst- 
standigkeit und Unabhiingigkeit unverletzt aufrechtcrhalten werde. Und 
wenn diese Selbststandigkeit in ihremWesen angegrilTen , wenn diesel­
be von Gefahren bedroht wird, dann können wir keine wichtigere Aufga- 
b e , kein dringenderes Gebot, als gégén den Angriff ungesüumt Ein- 
sprache zu erheben.

Und sie ist auch bedroht, die constitutioneUe Selbststiindigkeit un­
seres Landes, scbon durch den ersten Schritt, den Se. Majestát nach 
dem Pfade des Constitutionalimus gerichtet; sie hat einen AngrifT da- 
durch erfahren, indem die Wiederherstellung dér ungariscben Yerfassung 
nur bedingungsweise und mit Aussehluss ihrer wesentlichslen Atlribu- 
te verheissen wird ; sie ist durch das Diplom vöm 20 Október ange- 
griffen , welches auch dér Rede, mit welcher dér Landtag eröffnet ward, 
als Grundlage diente. Dietes Diplom will Ungarn auf immer jenes altén 
Rechtes seiner Yerfassung berauben, kraft dessen allé Eragen dér öffent- 
lichen Steuern und dér Militiirausliebung in ibrer ganzen Ausdehnung 
vor den eigenen Landtag gehören, cs ninnnt dér Nation das Recht aus den 
Handen, über die wichtigsten materiellen und staatsrechtlicben Interessen im 
Einverstiindnisse mit ihremKönigo selbst Gesetze zu schaffen.Geld-, Mililár- 
und Creditangelegenheiten, Zölle und Kamiéi, diese wesentlichen Fragen 
des nationalen politischen Lebens, werden einem gemeinsamen Reichs- 
rath untergeordnet, wo über dieselben, auch insoweit sie Ungarn bc- 
trelfen, ein seiner Majoritat nach fremder Körper, von andcren Gesicbts- 
punkten als von ungarishen ausgehend , von anderen Intciesscn, 
als von ungarischen geleitet, verfügen soll. Auch auf dem Gebiete 
dér Administration macht dicses Diplom die Regierung Ungarns von dér 
österreichischen Regierung abhangig, von einer Regierung, die nicht 
einnml verantwortlich ist, und die für den Kall wenn sie es auch wSre, 
nicht Ungarn, sondern dem Reichsrathe Rede stehen miisste, wo unsere



Interessen, wenn sie von den ihrigen abweichen sollten, kaum eine 
ausreichende Garantie finden würden.

Wenn diese Idce faktisch ins Leben treten würde , müsste Ungarn 
aufhören in seiner Gesetzgebung sowohl,wie in seiner Verwaltung selbst- 
standig zu sein , es ware vielmehr in seinen wichtigsten Inleressen dér 
gemeinsamen Gesetzgebung und Verwaltung dér österreiehisclien Monar- 
chie untcrgeordnet, mit einem Worte, es ware ntír noch dem Namen nach 
Ungarn, thatsachlich aber eine Ssterreichische Provinz. Dieses gcgen uns 
und unsere constitutioneUe Selbststandigkeit gerichtste, rrchtswidrige 
Streben dér Gewalt widerstreitet nicht nur unsercn Gesetzen, sondern es 
ist auch ein An g r i f T  a u f  d i e  p r a g m a t i s c h e S a n c t i o n ,  auf 
jenen staatlichen Grundvertrag, den Ungarn im Jahre 1723 mit dem regie- 
renden Hause geschiossen.

Als unsere Abnen im erwahnten Jahre das Erbrecht auf die ungarische 
Krone auch auf die weiblichen Nachkommen des Hauses Habsburg iibcrtru- 
gén, habén sie hieran bestimmte Bedingungen geknüpft. Sie sprachcn es aus, 
dass in Ungarn gleichwie in den Erbliindern die Naclifolge dér Erstgeburt 
beobachtet werde, und demgemass in Ungarn sowic in den Erblándcrn dér 
Thron auf rines Und dasselbe Mitglied des Herrscherhauses iibcrgehc. Sie 
habén sowolil beziiglich Ungarns und dér Lander dér ungariscben Krone 
als auch in Bezusf auf die Erblander gemeinsam und gegenseitig dieUntrenn- 
barkeit und Unauflttsbarkeit des Besitzes ausgesprochen ; denn weder 
Kari III.,nochUngarn, noch die Erblander wollten es,dass in Zukunft derFiirst 
seine Provinzen unter seinen Kindern vertlieilen könne ,wie diess friiher oft 
und noch unter Ferdinand I. gescheben ist. Als sie jedoch das Princip 
dér Unlrennbarheit und Unauflösbarkeit in Bezug auf den Besitzstand 
begründeten, hütheten sie sich wohl dasselbe, sei es auf die Form , sci 
es auf das Wesen dér Regierung oder Verwaltung auszudehnen, ja sie 
babén im Gegenlheile im 9. §. des 2. G. A. die unzweideutige Bedin- 
gung gestellt, dass auch auf die in solcher Wcise eigeführte weiblichc 
Erbfolge die Bestimmung des 3. G. A. vont J. 1715. ausgedehnt werde, 
welche für die Nation die Garantie cnthalt, dass dér Fiirst nie Ungarn 
in andercr Weise regieren und verwalten wird, als im Sinnc dér im 
Lande geschaffencn und in Zukunft zu schaffenden klaren Gesetze. Sie 
habén sich ferner in bestimmter Weise bedungen, dass dér König ver- 
pflichtct ist, die Rechte, die Freiheit, sowic die Gesetze des Landes zu 
jeder Zeit zu beobachlcn, sich beim Antrittc seiner Regierung krönen zu 
lassan, das königlichc Tnauguraldiplom zu crlasscn und den Krönungseid 
abzulegen.



Die pragmatische Sanetion hat daher in unzweideutiger Weise die 
Selbststandigkeit und Unabhiingigkeit des Landes aufrechterhalten ; die 
Nation hat síeli zu allén Zeiten beharrlich an dieses Reeht geklammert, 
und unter dieser Bedingung ging die ungarische Krone auf jeden unga- 
rischen König über, dér seit dem Abschlnsse dér pragmatischen Sanetion 
den Thron von Ungarn bestieg.Kaiser Josef II. war dér einzige unter den 
Nachfolgern Kari III., der sich nicht krönen liess und mit absoluter Gewalt 
herrschte, aber Ungarn hat ihn niemals als gesetzlichen König anerkannt, 
und es wurden nicht nur seine legislativen und administraliven Verord- 
nungen, die er in den letzten Tagén seines Lebeus selbst zurückgcnom- 
men, sondern auch seine an Privalpersonen verliehenen Donationen 
und Privilegien dureh das Gesetz als ungiltig erklart, wie diess durch 
den 32. G. A. vöm J. 1790. erwiesen ist.

Maria Theresia war dér erste ungarische König , dér kraft dér prag- 
matischen Sanetion den Thron von Ungarn bestieg. Mit ihrer Thronbestci- 
gung trat demnach die pragmatische Sanetion 7.ura ersten Maié ins Leben, 
und als sie den Thron von Ungarn einnahm , erfüllte sie auch genau die 
Bedingungen, an die ihr Erbrecht gebunden war ; sie erliess das kenig- 
liche Inauguraldiplotn , und legte den Krönungseid ab , ja sie ertheilte 
Ungarn im 8. G. A. vöm J. 1741. aufs Neue die Garantie, dass sic die 
Rechte , die Freiheit und die Gesetze des Landes beilig haltén werde, und 
sie sprach es feierlich aus , dass Ungarn niemals nach dér Art dér Erbliin- 
der régiért werden solle.

Dér zweite ungarische König, Leopold II., dér nach dem Tode seines 
Bruders des nicht gekrönten Josel's II., den Thron bestieg, erliess gleicli- 
falls bei seiner Krönung das königliche Inauguraldiplom und legte den 
Krönungseid ab , ausserdem aber garantirte cr in detaillirterer Form , in 
einem besonderen Gesetzartikel , dem I.ande seine Selbststandigkeit und 
Unabhángigkeit. Er anerkennt namlich im 10. G. A. vöm J. 1790 klar und 
deutlich , dass „obsehon nach dér durch Art. I, und II. des J. 1723 auch in 
Ungarn festgesetzten Erbfolge des weiblichen Geschlechtes, dieselbe immer 
dem Fürsten zukömmt, dér die übrigen Erblander nach der festgesetzten 
Erbfolgeordnung ungethcilt und ungetrenut besítzt; dennoch Ungarn und 
die damit verbundenen Theiie ein freies Land , und hinsichtlich seiner 
ganzen gesetzlichen Verwaltung unabhangig, d. h keinem andern Reiche 
oder Volke untersteht, sondern seine eigene Verfassung und Ver­
waltung besitzt, folglich dureh scinen reehlmassig gekrönten König , nach 
eigenen Gesetzen und Gewohnheiten , nicht aber nach der Art der übrigen 
Provinzen zu regieren und zu verwalten sci.u — Und in einem andern 
Gesetze, im 12. G. A. vöm J. 1790. erkennt er auch das an, dass „in



Ungarn das Recbt Gesetze zu gébén, aufznheben und zu ínterpretiren, nur 
dem gesetzlich gekrönten Könige und den auf dem Reichstage gesetzlich 
versanimelten Standén desReicbs gemeinsam zukomme, und dass diescs Recbt 
ausscrhalb des Reíchstages nicht ausgeübt werden dürfe. Was aber die 
vollziehende Gevvalt hetrilft, so darf sie der König nur im Sinne der Gesetze 
űben.“ — Kann nach diesen Worten der Gesetze und nach einer so klaren 
und beslimmten Anerkennung des Fürsten nocli an der constitutionellen 
Selbststandigkeit Ungarns gezweifelt werden ?

Franz I., der nach seincm Vater die ungarische Krone erbte , sichcrte 
nicht nur in dem kön. Inauguraldiplom die Aufrcchthaltung der Rechte, 
der Kreiheit und der Gesetze der Nation zu , sondern er gab auch spiiter, 
im 33. Jahre seiner Regierung, u. z. im 3. G. A. vöm J. 1825, die erneuerte 
Erkliirung , dass er die Beslimmung des oben angerulenen 10. G. A. vöm 
J. 1790 genau beohachten wolle, und es wurde vöm ihm oflen anerkannt, 
dass die Fragen der Steuer- und Militaraushebung dem Reichstage nicht 
entzogen, und dass die auf dem Reichstage bewilligten Steucrn niemals 
und unter keinem Vorwande ausserhalb des Reichstages erhöht werden 
dürfen.

Aehnliche Garantien gab Ferdinand V. der Nation in seinem königl. 
Inauguraldiplom , und noch grössere in jenen Gesetzen , die er im J .  1848 
sanctionirt hat.

Die pragmatische Sanetion isikéin einfaches Gesetz , kein einfaches 
Diplom , kein oktroyirtes Geschenk oder Versprechen, sondern ein, zufolge 
gegenseitiger Verstandigung abgeschlossener Grundvertrag, in welchem 
einerseils unsere Ahnen zu Gunsten der weiblichen Deszendenz des llauses 
Habsburg fcierlich dem Rechte enlsagten , nach Aussterben des 
Slannesstammeg des Hauses Habsburg frei ihre Könige wáhlen zu dürfen; 
andererseits hingegen hat Kari III., der dieses freie Wahlrecht der Nation 
selbst im III. G. A. vöm J. 1715. oll'en anerkannt hatte , die Erfüllung der 
vonder Nation gestellten Bedingungen,die Aufrcchthaltung der Selbststandig­
keit und Unabhangigkeit des Landes, seiner Rechte, seiner F'reiheit und 
seiner Gesetze zugesagt; der somit nach freier Yereinbarung geschlossene 
bilaterale Grundvertrag trat in seine volle Kraft und mit seinen gesammten 
Bedingungen ins Leben , er wurde von allén gekrönten Königen , die nach 
ihm folgten , gehalten , die G irántién, die er enthalt, wurden wiederholt 
und in ausführlicherer F'orm erneuert, und der rechtinassig abgesehlossene 
Vertrag eihielt die Weihc einer rechtmassigen Praxis. Kann und darf mán 
nun dicsen Vertrag cinseitig brcchen ? kann mán von der Nation die Er- 
fullung der darin enthaltcoen Verpflichtungen fordern , die Bcdingnisse



dieser Verpflichtungen aber beseitigen , oder mangelhaft und nur in eln- 
zelnen Punkten erfüllen ?

Das zwischen uns und den Erblandern bestehende gesetzliche Bánd 
tindet demnach sowohl in dér pragmatisehen Sanction, als auch in unse- 
ren ilbrigcn Gesetzen seinen klaren und praeisen Ausdruck, es bestehtin 
dér Identitiit des regierenden Hauses, in derPersoualu n i on ; hingegen ist 
von einem engeren Bande, von ei n er wahr haTt c n B eal  u n i on in un se­
ren Ge s e t z e nk e i ne S pnr z uf i nde n ,  undausden angerufenen Geselzar- 
tikeln muss es unzweifelhaft werden, dass zwischen uns und ihnen eine 
Bealunion niemals bestanden, und dass auch Ungarn niemals die Absicht 
gehabt, eine solche zu Standé zu bringen.

Es ergiebt sich diess auch mit Klarheit, wenn wir die staatsrechtlichen 
Verhaltnisse ITngarns und dér Erbliinder in Erwiigung zielien. Wenn im J. 
1723. die pragmatische Sanction nicht geschlossen wird , so hatte mit dem 
im J.1740. erfolgten Tode Haris III., da mit ihm dér Mannesstamm des Hauses 
Habsburg erlosch, Ungarn frei seinen König wiihlen können, und es ware 
damals nicht unmöglich gcwesen, ja es wiire sogar, wenn wir den grossen 
Einfluss in Erwagung zichen. den Frankreich zu jencr Zeit auf die europiii- 
ache Politik anstreiiht, wenn wir ferner das fíewicht, welehes dér Pcrsön- 
lichkeit Friedrichs IT. znkömmt, in die Wairschale werfen und dazu noch be- 
denken, dass die Schwiichnng des Hauses Österreich sowohl im Interessé 
des französischen HoTes als in dem Friedrichs gelegen war, — es ware alsó 
nicht unwahrseheinlich gewesen, dass nicht Maria Teresia, sondern ein 
Anderer znm König von Ungarn gcwahlt worden ware. Ungarn hatte so­
mit in dem Falle seinen eigenen Könitr gehabt, und die Monarchie hatte 
nicht ihre heutige Gestalt annehmen können.

Und wenn einst das erfolgen sollte, was zwar fiir die nachste Zukunft 
nicht wahrscheinlich, aber dennoch nicht unmöglich ist, wenn es sich ereig- 
ncn sollte, dass das jetzt regierende Haus auch in seiner weiblichen Dc- 
scendenz erlischt, Pálit im Sinne dér pragmatisehen Sanction das Recht dér 
freien Königswahl wieder an die Nation zuriiek. und wenn sich dann 
Ungarn cinen besonderen Honig wahlt, falit dér Staat aus einander, dessen 
Einheit die österreichischen Staatsmánner ietzt um den Preis dér Vernich- 
lung dér Selbststandigkeit Ungarns zu Standé bringen wollen ; er zcrfallt 
ohne jeden gewaltsamen Einfluss, dem Rechte gemiiss, und lediglicb aus 
dem Grunde, weil das einzige Bánd, welehes die Theile zusammenhielt, das 
Hcrrscherhans, aufgehört hat. Bestiindc aber ausserdem noch ein 
anderes Bánd zwischen uns und ihnen, dann wiirde dassclbe, solange es 
noch aufrecht bleibt, den gesammten Staat zusammenhalten, gerade so, wie 
beispielsweisc die Verbindung zwischen England, Schottland und Irland



auch mit dem Aussterben des regierenden Hauses nicht aufhören wiirde, de 
dicse Lander zu einander in dem Verhaltnisse eincr Realunion, und nicht in 
dem einer Personalunion stehen.

Noch erwahnen wir einen Umstand, dér klar darauf hinweist, dass 
zwischen Ungarn und den Erblandern in Bezug auf die Regierung und 
Verwaltung keine Realunion bestanden hat und auch nicht heslehen kann. 
Nach dem ungarischen Gesetze ist dér Reichspalatin dér Vormund des 
minorennen Königs, es wird diess deutlich in dem 2. Artikel dér im J. 
1485 öber die Palatinatswürde gegebenen Gesetze ausgesprochen, welcher 
durch den 1. G. A. des J. 1681., den 5. G. A. des J. 1715 und die nach 
Ahschluss dér pragmatisehen Sanction festgestellten 9. G. A. vöm J. 
1741. und 5. G. A. vöm J. 1790 nenerdings bestiittiget wird. Hingegen 
gehührt in den Erblandern die Vormundsehaft des minderjiihrigen Königs 
dem niichsten Verwandten desseiben von vaterlicher Seite. lm Falle dér 
Minderjahrigkeit des Königs wird demnach gesetz'ich die höchste Regie- 
rungsgewalt von einem Andern in Ungarn,und von einem Andernin den Erb­
landern ausgettbt. Kann alsó zwischen LSndern, wo sich Regierung und 
Verwaltung sowohl in Bezug auf die Personen, als auch in Bezug des 
Systems und dér Form so sehr von einander nnterscheiden, ein anderes und 
engeres Bánd bestehen, als die Identitiit des regierenden Hauses ? Ist. 
unter solchenVerhaltnissen ohne radikaie Umwiilzung dér ataatsrechtlichen 
Stellung des einen oder des anderenLandes eine engere Realunion denkbar?

Aber I etrachten wir die politische Lage dér Erbiánder in dér Ver- 
gange'heit und Gegenwart. Als die pragmatische Sanction gcschlossen 
ward, gehörten die Erblander zum römisch-deutsch en Reiche, Ungarn 
war aber niemals ein Bestandtheil dieses Raiches. Dér feudale Charakter 
dér einze'nen Li'nder des rfimisch-deutshen Reiches war so sehr von dér 
antifeudalen, gegenliber jeder anderen Maciit unabhiingigen staatsrechtli- 
chen Stellung Ungarns verschieden, dass es nicht möglich gewesen wiire, 
zwischen Liindern von so verschiedener Rechtssfellung cinen andern Ver- 
bánd , als den dér Personalunion zu Standé zu bringen. Als sich spiiter 
dér Zerfall des römisch-drutschen Reiches einstellte, nahm Franz I. im 
J. 1804 den erblichen Kaisertitel von Ösferreich an , aber er gab in sei- 
nem Hanifest vöm 17. August in Bezug auf Ungarn die feierlichc Erklá- 
rnng ab, dass er nicht im Geringsten die Absicht hege , durch Aunahme 
dieses Titels die Rechtc, Gesetze und die Verfassung Ungarns zu verkür- 
zrn, und dass Ungarn auch fernerhin in seiner früheren staatsrechtlichen 
Stellung verbleibe.

Gcgenwiirtig sin l die österreichischcn Erbliindcr Gliedcr des deut- 
ichen Bundes. Sie habén Verpflichtungen gégén denselben, die mit Lasten



verbunden sind. Die Beschliisse dér Bundesgewnlt hűben bindende Kraft 
in allén zum Bunde gehörenden Landern. Ungarn hingegen ist kein (ilied 
des deutschen Bundes. Die deutschen Inlcressen , welche die üsterreichi- 
schen Provinzen zu schützen und zu fürdeni verpflichtet sind, sind für uns 
fremde Interessen. Die Bundesgevvalt, welche in den österreichischen 
Provinzen in Bezug anf manche Punkte die Kolle einer gebietenden 
Macht einnimmt, ist uns vollstiindig frem 1. Deutschland kann einen Krieg 
in seinem eigenen Interessé fiihren , seine Grenzen künnen angegriffen 
werden, und Osterreich kann zűr Theilnahme un dem Kriege und zum 
Schutze dér bedrohten Grenzen verpflichtet sein; ihr Krieg aber ist nicht 
unser Krieg, ihre Interessen sind nicht unsere Interessen ; sie stehen in 
iinseren Kampfen nicht an unserer Seite, sie werden unsere angegriffenen 
Grenzen nicht vertheidigen , denn wir sind keine Glieder des Bundes. 
Kann es zwischen Landern von so verschiedener politischer Lage einen 
engeren Verband gébén , als den einer Personalunio i? Welche Bürgschaft 
hűtlen wír dafür, ilass in jenem Reichsrathe , dessen überwiegende Majo- 
ritűt dem deutschen Bunde eben im Sinue des Bundes verpflichtet ist, dass 
in jenem Rathe , dórt, wo unsere Interessen mit denen des Bundes nicht 
identisch sind, unsere Rechle gewürdigt, und unsere Interessen geschont 
werden würden ? Dér engere Verband würde uns dér öslerreichischen 
Majoritat unterordnen, ja  er würde uns sogar von dér für uns ganz frem- 
den Politik des deutschen Bundes abhangig maciién , wahrend wir gar 
keine Gegenleistungen fordern könnten.

Es wird gégén un? vorgebracht , dass das Interessé dér Monarchie 
die höchste Rücksicht erheische , und dass die In'eressen dér einzelnen 
Theile demselben untergeordnet werden miissen. Die Wahrheit dieser 
Behauptung könnte nur in Bezug auf eine solche Monarchie nicht bc- 
zweilelt werden, die auf einer und derselben staatsrechtlichen Basis rulit, 
dérén einzelneBestandlheile sieh ohne Bedingung aneinander geschlossen 
babén , die durch eine engere Realunion verbunden sind. Ungarn aber ist 
mit dem Herrscherhause und nicht mit den Erblandern einen Vertrag ein- 
gegangen , e= hat über die Erbfolge, nicht aber über irgend einen engeren 
staatsrechtlichen Verband pactirt, und selbst in diesem Vertragé hat es 
sich seine Unabhangigkeit und Selbststandigkeit gesichert. Diesen Ver­
trag einzuhalten wird Ungarn jederzeit béréit sein, dagegen hat es si- 
cher nicht die Absicht denselben abzuündern, ihm ein engeres Verhaltniss 
zu substituiren , sich an die Interessen dér Erblander zu binden, und hie- 
durch seiner ccnstitutionellen Selbststandigkeit zu entsagen. Zahlreiche 
Rechtsverhaltnisse bestchen im Bereiche des öffentlichen und des Privat- 
rechtes , die dér einen oder dér anderen Parthei ungelegen sind; doch,
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dürfte mán jedes Rechtsverhiiltniss umstiirzen , weil die Interessen dér, 
einen Partliei eine Abiinderung erheischcn , könnle mán es dazu noch in 
einer Weise umstürzen , dass die eine Parthei das einhalte , wozn sie sich 
verpflichtet, wahrend die andere die eingegangenen Bedingungen nicht 
erfüllt, weil sie ihr lastig sind , dann freilich würden weder das Gesetz 
nocli die Vertragé Sicherheit gewiihren, sondern lediglich die Gewalt ware 
dér Massstab des Rechtes.

Wenn wir das Beispiel Schwedens und Norwcgens nehinen, so sehen 
wir, wie zwei Staaten lediglich in einer Personalunion nebeneinander be- 
stehen können, und wir, die wir gleichfalls mit den Grbliindern im Ver- 
haltnisse einer Personalunion unter demselben Herrscherhause stehen, 
staatsrechtlich von einander unabhiingig ; warum sollten wir nicht brüder- 
lich nebeneinander gehen können, wenn wir gegenseitig unsere Rechte und 
Interessen in Ehren haltén ? Indem wir die constitutionelle Selbstándigkeit 
und Unabhangigkeit Ungarns gégén den Spruch dér Gewalt vertheidigen , 
indem wir uns vor jenem engeren Verbande hüthen , den mán uns unter 
dér Bedingnng einer theilweisen Wiederherstellung unserer Verfassung 
aufdrangen will , habén wir nicht die Absieht , gégén die constitutionellen. 
Völker dér Erbliinder feindselig aufzutreten. Wir wollen den Bestand dér 
Monarchie nicht gelahrden und sind hereit das, was uns zu thun erlaubt 
ist, und was wir ohne Verletzung unserer Selbststandigkeit und unserer 
verfassungsmassigen Rechte thun können, selbst über das Mass dér 
strengen gesetzlichen Verpflichtung hinaus, auf Grundlage dér Billigkeit 
und aus Rücksichten dér Politik zu vollíühren; damit unter dér drücken- 
den Last, welche das vvidersinnige Verfahren des bisher bestandenen 
absoluten Systemes angehiiuft hat , nicht ihr Wohlstand und mit demsel­
ben dér unserige zusammenbreche, und die verderblichen Folgen dér ab- 
gelaufenen schweren Zeiten von ihnensowie von uns abgewendet werden.

Aber nur als selbststándiges unabhiingiges freies Land wollen wir 
mit ihnen als mit freien unabhángigen Landern verkehren, nur auf diesem 
Wege werden wir unsere Interessen und die ihrigen in Einklang bringen 
können, und mit Entschiedenheit weisen wir jede Unterordnung, jede 
Einverleibung zurück, sei es auf dem Gebietc dér Gesetzgebung, sci es 
auf dem Gebiete dér Verwaltung, denn dies würde eine Aufopferung un­
serer Selbststandigkeit bedeuten, in welche zu willigen uns schlechterdings 
unmöglich ist.

Wir haltén es daher für nothwendig, in feierlicher Weise zu erklaren, 
das s  w i r d i e  d u r c h  e i n e n  s t a a t s r e c h t l i c h e n  G r u n d -  
v e r t r a g ,  d u r c h  G e s e t z e , k ö n i g l i c h e  I n a u g u r a l d i p l o -  
me und K r ö n u n g s e i d e  g e w a h r l e i s t e t e  c o n s t i t u t i o *
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n e l l e  S e l b s t s t a n d i g k e i l  u n d  g e s c t z l i c h e  U n a b h a n -  
g i g k e i t d e s  L a n d e s k e i n e r l e i  R ü c k s i c h t e n  u n d  I n t e -  
r e s s e n  o p f e r n  k ö m é n ,  und dass 'wir an derselben, als an dér 
Grundbedingang unserer nationalen Existenz festhalten. Deshalb können 
wir auch nicht darauf eingehen, dass die Fragen dér öffentlichen Besteue- 
rung und dér Militarabstellung, in welcher Beziehung imraer dem ungari- 
schen Reichstage entzogen werden. Wir können daa Recht dér Gesetzge- 
bung, so wie wir dasselbe in BetrelT keines anderen Landes ausüben wol- 
len, in Betreff Ungarns mit keinem andern als mit dem Könige von Ungarn 
theilen ; wir können die Regierung und Verwaltung Ungarns von keinem 
andern, als dem Könige von Ungarn abhiingig machen, und dieselbe nicht 
mit dér Regierung anderer Lander vereinigén; w i r  w o l l e n  d a h e r  
w e d e r  an d e m R e i c h s r a t h e ,  n o c h  an i r g e n d e i n e r  
V o l k s v e r t r e t u n g  d é r  M o n a r c h i e  T l i e i l  n e b m e n ,  
wir können das Recht derselben über die Angclegenheiten Ungarns 
zu verfügen, nicht anerkennen und sind blos geneigt mit den 
constitutionellen Vöikern dér Erblander, als selbststandige freie Nation 
mit einer anderen selbststándigen freien Nation,unter voller Wahrung unse­
rer Unabhangigkeit, gegebenen Falls, zu verkehren.-------

Ein anderer wesentlicher Punkt, über den wir verpflichtet sind, sofort 
die Stimme zu erheben, ist die I n t e g r i r u n g  d e s  R e i c h s t a g e  s. 
Weder Siebenbürgen, nőch Croatien und Slavonien, weder die Militargren- 
ze, noch Fiume und das Littorale sind unter uns vertreten, aus dem Grun- 
de, weil sie nicht auf den Reichstag berufen wurden, und doch sind sie in- 
tegrirende Bestandthcile desselbeu und liatten nach dér klarcn Bestim- 
mung dér Gesetze cinbcrufen werden sollen. Die pragmatische Sanction, 
die königlichen Inauguraldiplomc und die fürstlichen Krönungseide 
sprechen cs bcstimmt aus, dass die Integritiit des Landes zu allén Zeiten un -  
verletzt erhaltcn werde. Die In'egritat besteht aher nicht lediglich darin, 
dass das Territórium des Landes unversehrt bleibe, sondern sie fasst auch 
die politische Integritiit in sich. Wennes alsó die Executivgewalt unmöglich 
macht, dass irgend ein Theil des Landes oder irgend eines dér zűr Ungari- 
schen Kronc gehörigen Lander verfassungsgemiiss an den wichtigsten 
politischen Functionen des Landes Theil nehme, und gemeinschaftlich das 
Recht dér Gesetzgebung ausübe, dann ist die politische Integritiit des 
Landes verletzt.

Die traurigen Ereignisse dér Vergangenheit hahen zwischen uns und 
unseren nichtmagyarischen Mitbürgern geführliche Missverstándnisse lierauf- 
beschworen. Diese unsere Mitbürger habén iin Interessé ihrer Nationaliliit, 
und Croatien im Interessé seiner staatsrechtlichen Stellung Forderungen zu



stellen, die wir nicht ignoriren dUrfcn und auch nicht ignoriren wollen. Wir 
sind entschlossen, Nichts unvcrsucht zu lessen, urn diese Missverstándnisse zu 
beseitigen, Alles zu thun, was wir zu thun vermügen, ohne das Land dér 
Zerstiickelung preiszugeben und unsere Selbstandigkeit aul'zuopfern, um nur 
allé Bürger des Yaterlandes, mügén sie was immer für einer Nationalitat an- 
gehören, in ihren Interessen und Gefühlen zu verschmelzen. Wir sind von 
dem Wunsche erlullt, jene Bestimmungen unserer Gesetze, welche diesem 
Bestreben hindernd entgegenslehen módiién, unseren gemeinsamen Interes- 
sen gemiiss, und vöm Standpunkte dér Billigkeit ausgehend, zu modifíciren, 
und damit wir diess ausluhren könfien, ist die je  frühere Integrirung des 
Reichstages unumganglich nothwcndig.

Dér uugesaumten Einberufung und dem Erscheinen S i c b e n b ü r -  
g e n s  steht Nichts ím Wege. Die Union Siebenbürgens init Ungarn wurde 
im J. 1848. gesetzlich vollzogen, u. z. in Erfullung cines gemeinsamen Wun- 
sches, den sowohl dér ungarischc als auch dér sicbenbiirgische Landtag 
feierlich und cinstimmig kundgegcben. Die von Ungarn und Siebcnbiirgen 
in Bezug auf die Union gebracbten Gesetze wurden von Sr. Majestat sanctio- 
nirt und auch sol'ort in Vollzug geselzt. Als dann die constitutionellen For- 
men beseitiget wurden und das absolute System an die Stelle dér Freiheit 
trat, ward SiebenbUrgen hinsicbtlich dér Verwaltung wieder von Ungarn 
getrennt; jelzt aber, nádidéin Se. Majestat das absolute System aul'gehoben, 
miissen auch die rechtswidrigen Folgen jenes Systems unbedingt aufhüren. 
Es sind somit nothwcndig auch jene Gesetze, welche Siebenbürgen mit Un­
garn vereinigt und die die absolute Gewalt zeitwcilig bcseitigten, aber nicht 
vernichten konnte, mit dér Verkiindigung des constitutionellen Princips 
wieder ins Lcben getrcten ; und die Union in Fragc zu stellen, über die­
selbe aufs Neue zu enlscheiden und damit den Frieden dér Gcmüther zu stö- 
ren, wáre nicht nur cin Bruch dér Gesetze, sondcrn auch ein verdcrblicher 
politischer Fehler. Den schleunigsten Vollzug dér faktischcn Union zu verwei- 
gern, kiesse nicht bloss: SiebenbUrgen mit Ungarn nicht vereincn; es 
ware diess vielmehr mit einer Losreissung desselben von Ungarn gleichbe- 
deutend, diess aber lául't dér pragmatischcn Sanction schnurgrad zuwider. 
Wir sind des Glaubens, dass auch die BUrgcr dér nichtuugarischen Nationa- 
litaten in SiebenbUrgen, ikre nationalen interessen durch die Union nicht ge- 
fiihrdet sehen werden, weil sie in unseren Beschlussen und Handlungen be- 
züglich unserer Mithiirger dér anderen Nationalitaten Beruhigung und voll- 
stindige Sicherheit iinden werden.

Was Cr oa t i e n  betritlt, so verlangen wir nicht, dass unser numerisches 
Übergewicht, dér geringeren Anzahl ihrer Keprasentanten gegenüber, über 
die etwa von ihnen vorzutragenden Forderungen und Bedingungen entschei-
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dén solle. Croatien bcsitzt sein eigenes Territórium, es nimmt eine ge- 
sonderte Stellung ein, und war niemals in Ungarn einverleibt, sondern es 
stand in einem Verbande zu uns, es war unser Gefahrte, dér an unseren 
Rechten , unseren Pllichten , an unserem Glück und unseren Drang- 
salen Theil nahm. Wenn demnach Croatien jetzt als Land in un- 
serer Gesetzgebung Theil nehmen will, wenn es sieh friiher mit uns 
iiber die Bedingungen ins Reine zu setzen wiinscht, unter welcben es béreit 
ist, seine staatsrechtliche Stellung in eine Verbindung mit Ungarn zu brin- 
gen, wenn es in dieser Angelegenheit mit uns als Kation zu Nation in Bezie- 
hung treten will, dann werden wir dieses Anerbieten nicht zuriiekweisen, 
sondern wir verlangen bloss, dass Croatien nicht verhindert werde seine 
Deputirten auf unseren Landtag zu senden, und hierdurch uns und ihnen 
Mittel und Gelegenheit geboten w'erde, das Werk dér Verstandigung auf 
staatsrechtlicher Grundinge in Angrilf zu nehmen.

S o  l á n g é ,  a l s  d i e j e n i g e n ,  w e l c h e d e m  G e s e t z e g e -  
müs s  a u f  d e n  L a n d t a g  zu b e r u f e n  s i n d ,  n i c h t  e i n b e r u -  
f e n s e i n  w e r d e n ,  k o n n e n  w i r  d e n  R e i c h s t a g  n i c h t  a l s  
i n t e g r i r t  b e t r a c h t e n ,  u n d  u n s a u f d i e  Y e r e i n b a r u n g  
v o n  G e s e t z e n  u n d  U n t e r  h a n d l u n g e n  ü b e r  d i e K r ö -  
n u n g  n i c h t  e i n l a s s e n .

Auch das dürfen wir in unserer ersten Ansprache nicht verschweigen, 
dass unsere wichtigsten Grundgesetze, besonders aber d ie  w e s e n t l i c h  
s t a a t s r e c h t l i c h e n G e s e t z e d e s J .  1848 a u s s e r  YVi r k s a m-  
k e i t g e s e t z t worden sind. Wir habén keine parlamentarische Regie- 
rung, kein verantwortliches Ministerium.

Unser Pressgesetz in Verbindung mit Geschwornengerichten ist nicht 
wieder hergestellt worden, lm Widerspruche mit unseren klaren Gese­
tzen wurde die Steuer aussethalb des L indtags mittelst absoluten Macht- 
spruches ausgemessen , wurden die unserem Gesetze unbekannten , von 
dér Nation nie angenommenen, drückenden indirketen Steuern eingefiihrt, 
und sowohl die gesetzwidrig ausgeschriebene direkte, als auch die wi- 
derrechtlich eingeführten indirketen Steuern werden durch die fremden 
YVerkzeuge dér absoluten Gewalt fortwahrend auch jetzt noch gefordert, 
ja damit unser Glaube an die verheiszene Aufhebung des absoluten 
Systems vollends verschwinde, damit die Hoifnung und das Vertrauen in 
unserer Brust nicht aufs neue aufleben , warde als bittere Ironie in neues- 
ter Zeit von dér verfassungsfeindlichen absoluten Macht eine Yerordnuug 
erlassen, nach welcher die gesetzwidrige Steuer auch mit Anwendung 
von YYralfengewalt einzutreiben ist. Und diess geschieht in dem Augen- 
blicke, wo dér vöm Fürsten einberufene Reichstag versanimelt ist, und
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an die Nation die Forderung ergeht, dass sie die von dér pragmatischen 
Sanction gebotenen Pflichten erfiille und kröne, wahrend auf dér andern 
Seite bczüglich dér Erfüllung dér dieser Verpflichtung entsprechenden 
Bedingungen nicht einmal eine ernste Absicht gezeigt wird. Icb staune 
nicht darüber, dass die absolute Macht, als sie unsere Constitution besei- 
tigte, gleichzeitig unsere Gesetze suspendirte ; denn eine parlamenta- 
rische Regierung, eine mit Scbwurgerichten verbundene Pressfreiheit, 
und jenes Grundrecht dér Nation , ltraft dessen ausserbaib des Landtags 
keinerlei Steuer ausgesebrieben und eingehoben werden darf, stehen ím 
directen Widerspruche mit dem absoluten System. Nachdem jedoch Se. 
Majestát dér absoluten Gevvalt feierlich entsagte und den Pfad dér Yerfas- 
sungsmassigkeit hétrétén, miissen die durch die absolute Gewalt auf- 
gehobenen Gesetze faklisch wieder ihre volle Kraft erhallen.

Sanctionirte Gesetze kann nur diejenige Macht aufheben , welche 
dieselben geschaffen hat. In einem constitutionellen Lande kann nur die 
gesaminte Gesetzgebung Gesetze schaffen ; dieselben daher einseitig auf­
heben , oder das, was die absolute Gewalt, als ihrem Systeme wider- 
sprechend, ausser Wirksamkeit gesetzt, trntz dér Constitution in Suspenso 
erhalten , ist ein Verfahren , welches dem constitutionellen Begriffe wider- 
streitet. Es ist eine dér klaren Bestimmungen dér pragmatischen Sanction, 
dass dér König jedes auf dem Landtage gegebene Gesetz aufrechthalte. Unsere 
Gesetze, welche das absolute System aufgehoben , sind auf ordentlichem 
legislativen Wege zu Standé gekommen und sanctionirt worden , und be- 
halten — solange die Nation nicl , in die Abánderung dcrselben gewilligt — 
die Kraft bindender Gesetze ; sie ausser Wirksamkeit zu setzen oder in dér 
Scbwebe zu erhalten, ist mit einem Bruch dér in dér pragmatischen Sanction 
ausgesprochenen klaren Bedingungen gleichbcdeutend.

Parlamenlarisches Régimé, verantwortliches Ministerium und die mit 
dem Juryverfahren verbundene Pressfreiheit, sowie das Recbt dér Steuer- 
bewilligung, sind die stiirksten Garantien dér constitut'oneller r’reiheit. 
Unsere sanctionirten Gesetze habén uns diese Garantieen gereben,und nie 
werden wir in eine Aufhebung , oder in eine wie immer geartete Be- 
schrankung derselben einwilligen , stets werden wir jede zeitweilige Su- 
spendirung dieser Gesetze als eine Suspension dér Verfassung , ja  als eine 
Verláugnung des constitutionellen Princips ansehen.

Wir wollen unser constitutionelles Lében auf dér Basis v o l l e r  
R e c h t s g l e i c h h e i t  entwickeln und sicherstellen. Wir wollen, 
da s s  b e z ü g l i c h  d e s  G e n u s s e s  d é r  b ü r g e r l i c h e n  
R e c h t e ,  w e d e r  d i e  R e l i g i o n  n c h  d i e  N a t i o n a l i t i i  
u n t e r  d e n  B ü r g e r n  d e s  V a t e r l a n d e s  e i n e n  U n t e r -

2
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s c h i e d  b e g r ü n d e ,  und sind von dein Wunsche beseelt, allé jene 
Verordnungen unserer Gesetze , welche die volle Rechtsgleichheit ein- 
schranken , noch auf diesem Landtage, den Forderungen der Gereehtigkeit 
und dér Billigkeit gemáss zu modificiren. Wenn aber unsere suspendirten 
Gesetze nicht wieder de facto in ihrer vollen Kraft hergestellt, und die 
noch bestehenden rechtswidrigen Folgen dér widerrechtlichen Suspension 
nicht sofort aufgehoben werden, so  k a n n  s i c h d i e  z űr  Z e i t  
n o c h  a l l e r  G a r a n t i e n  d é r  c o n s t i t u t i o n e l l e n  F r e i -  
h e i t  b e r a u b t e  N a t i o n  a u f  k e i n e r l e i n e u e  l e g i s l a t i v e  
B e r a t h u n g e n ,  auf  k e i ne  V e r e inb a r u n g en  e i nl as s en;  denn wie 
und zu welchem Ziveckc sollte sie an die Schüpfung neuer Gesetze ge- 
hen , nachdem die Nation sieht , dass die cinseitig erfolgle Aufhebung un­
serer Grundgesetze auch dann noch in Kraft bleibt,nachdem bercits dér Fürst 
die Vertreter dér Nation einberufen, damit sie ihr constitutionelles Wirken 
beginnen ? Sprechen wir es daher aus , dass wir die schleunige und voll- 
standige Wiederherstellung unserer , durch das absolute System ausser 
Wirksamkeit gesetzten und auoh jetzt noch in Schivebe gehaltenen Gesetze 
und die sofortige Aufhebung dér durch das absolute System widerrechtlich 
eingeführten und noch faktisch bestehenden gesetzwidrigen Verordnungen, 
so vvie dér ungesetzlich ausgeschricbenen Steuern und dér rechtswidrigen 
Eintreibung derselben, — entschieden und dringend verlangen.

Wir müssen auch unsere Síimmé erheben in Bezug auf jene uns mit- 
getheilten Urkunden, welche sich auf die noch ini Jahre 1848 geschehene 
Thronabdankung Ferdinands V. beziehen. Als Se. Majestát Ferdinand V. 
am 2. December des Jahres 1848 dér Itaiserlicben Krone entsagte, gab 
er beztiglich seiner Resignation auf die ungarische Krone keine eigene 
Urkunde heraus, ja er erwahnte in seinem Abdánkén nicht einmal Ungarns, 
sondern dasselbe wurde gleichsam als eme l’rovinz dér kaiserlichen Krone 
betrachtet, und in der allgemeinen Abdankung einbegrilíen. Die Ab- 
dankungsurkunde ist dcmnach vöm Standpunkte dcs ungarischen Staats- 
rechtes in ihrer Fönn mangelliaft , denn Ungarn ivar niemals eine 
dem österreichischen Kaiserstaatc einverleibtc Frovinz, es besitzt 
seine eigene Krone und seine verfassungsgemiisse Selbststan- 
digkeit, und der König von Ungarn konnte nur mit Wisscn und unter Mit- 
wirkung der Nation dem ungarischen Thron entsagen. Wir verwahren uns 
daher feicrlieh gégén die etiva aus der allgemeinen llaltung der Abdication 
vöm 2. December zu ziehende Folgerung, als ivenn Ungarn eine Provinz 
der kaiserlichen Krone von Osterreich wiire, und indem wir an unserer 
constitutionellen Selbststandigkeit festhallen, verwahren wir uns auch da- 
gegen, dass diese Abdankung ohne Wissen und JHitwirkung der Nation
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gesehehen. Nachdem dieselbe jedoch thatsachlicb und unwiderrufiich 
vor sich gegangen, verlangen wir, um für die Zukunft die Rechte des 
Landcs zu sichern: Se. Majestat möge veranlassen, dass zum Behufe einer 
nachtriiglichen Correctur dieses Formfehlers, Se. M a j  es t ii t F é r  din an d V. 
e i nes ol c he  Abd a nhung s ur k unde  he r a us ge be ,  die direktan Ungarn 
gcrichlet, und in welcher Se. Majestat Ferdinand V. den Reichstag verstan- 
digt, dass er in Wirklichkeit bereits am 2. December 1848 der ungarischen 
Krone entsagt hat. Se. Majestat möge ferner eine ahnliche an Ungarn gerichtete 
Kundgebung von Seiten Sr. kais. Hoheitdes E r z h e r z o g F r a n z  Kar  Marii - 
ber erwirken,dass auch Se. kais. Hoheit bereits im J. 1848. auf das Recht der 
Thronfolge verzichtet, das ihm durch die Thronabdankung Ferdinands V. 
im Sinne der pragmatischen Sanction zukam.

Wir werden über diese Urkunden seiner Zeit auf dem Landtage de- 
battiren, ja wir müssen dieselben in das Gesetz einschalten, damit wenig- 
stens nachtráglich das eirgeholt werde, was von Rechten anfangs hiitte 
gesehehen sollen ; unsere feierliche Yerwahrung und die nachtragliche 
Mitwirkung des Landes sollen gleichfalls, damit unsere Rechte in Zukunft 
gesichert seien, im Gesetze ihren Ausdruck finden.

Mehrere unserer Mitbiirger leben auf fremdem Bódén , und sind in 
Folge politischer Anklagen aus der Ileimat verbannt, viele scbmachten 
auch jetzt nocb in Kerkern. Sie hat dasselbe absolute System in die V e r -  
l i a n n u g  geschickt, -welches unsere constilutionelle Freiheit unterdriiekt 
hat. Sie wurden von fremden Richtern, nach fremdem Gesetze verurtheilt 
und ihre Verurtheilung war eine Folge des damals eingefiihrten absoluten 
Systems. Nachdem aber dieses absolute System aufgehört und an dessen 
Stelle das constitutionelle Princip tritt, kann mán dann noch die Folgen des 
beseitigten Systems unter den constitutionellen Formen fortbestehen 
lassen ?

Wir finden daher allé jetzt noch fortdauernden Folgen der erwiihnfen 
Urtheile mit der Wiederherstellung der Verfassung unvertriiglich, wir be- 
trachten sie als rechtlich nicht mehr bestehend, und solanee als nicht die 
faktischen Hindernisse beseitiget sind, welche der Rückkehr unserer wegen 
politischer Ursachen verbannten Mitbürger im Wege stehen; solange die in 
Haft befindlichen nicht freigelassen und die confiscirten Giiter nicht zuriiek- 
gegeben werden : solange fehlt uns der Glatibe und das Vertrauen, dass das 
absolute System beseitigt und die Verfassung wiederhergestellt wird. Ohne 
diesen Glauben und dieses Vertrauen aber, sind erfolgreiche Berathungen 
unmöglich.-------

Nicht die Macht und die Grösse sind das Endziel der Uerrschaft. Die 
Macht ist nur ein Mittel, das Endziel ist das Glüek der Vülker. Wenn der
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Fürst, dér einst das absolute System Für das sicherste Werkzeug zűr Be- 
glückung seiner Völker hielt, durch eine zwölfjahrige Erfahrung sich davon 
überzeugte, dass mán auf diesem Wege nicht zum Ziele gelangen kann, 
und in dieser Überzeugung den Pfad dér Yerfassung beirat; wenn dér Fürst 
entschlossen ist, ohnc Wanken auf diesem Pfade auszuharren ; wenn dér 
Fürst es will, dass die ausgerissenen Wurzeln dcs Glaubens und des Ver- 
trauens neue Fasern ansetzen, dann wird er unsere Vorstellungen in voliem 
Maasse würdigen. '

Dér König von Ungarn wird erst durch die Krönung zum gesetzlichen 
König von Ungarn. Die Krönung aber ist an durch das Gesetz vorgeschriebe- 
ne Bedingungen geknüpft, dérén vorgiingige Erfüllung unabweisbar noth- 
wendig ist. D i e  u n v e r l e t z t e  A u f r c c h t h a l t u n g  u n s e r e r  
c o n s t i t u t i o n e l I e n S e l b s t s t a n d i g k e i t j d i e t e r r i t o r i a -  
l e u n d p o l i t i s c h e  I n t e g r i t a t  d e s  L a n d e s ,  d i e  I n t e g r i -  
r u n g  u n s e r e s  L a n d t a g s ,  d i e  v o l l s t á n d i g e  W i e d e r -  
h e r s t e l l u n g  u n s e r e r  G r u n d g e s e t z e , d a s  W i e d e r i n s -  
l e b e n r u f e n  u n s e r e r  p a r l a m c n t a r i s c h e n  B e g i e r u n g  
u n d  u n s e r e s  v e r a n t w o r t l i c h e n  M i n i s t e r i u m s ,  s o w i e  
di e  B e s e i t i g u n g a l l e r  n o c h  b e s t e  k e n d e n  F o l g e n  d e s  
a b s o l u t e n  S y s t e m s , s i n d  s o l c i i e  p r a e l i m i n a r e  B e d i n ­
g u n g e n ,  o h n e d e r e n  E r f ü l l u n g d i e  B e r a t h u n g  und 
d é r  A u s g l e i c h u n m ö g l i c h  s i n  d.“

Das ist es, was ich wünsche, dass es in unserer ersten An- 
sprache gesagt werde. Ich gebe nun zűr Fragc über; W e m  wir 
alles dies sagen sollen ?

Meine Meinung hierüber geht nun dahin, dass wir das 
was wir sagen müssen oder sagen wollen, demjenigen sagen, 
dér den Reichstag einberufen, und ohne dessen Einberufung wir 
hier nicht berathen könnten; demjenigen, dér die königliche 
Gewalt factisch ausiibt , Sr. Majestat Franz Josepb I. Wenn 
Jemand dér Ansicht ist, dass wir uns nicht in Folge dér könig- 
lichen Einberufung versainmelt habén, sondern weil wir aus dem 
Einberufungs-Schreiben erseben habén, dass unsere Zusammen- 
kunft nicht gewallsam verbindert werden wird, so ist er meines 
Erachtens im Irrtbume. Ein ungarischer Reichstag versammelt 
sich niemals von selbst, er wird slets von dem Könige einberu-
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fen, oder durch denjenigen, den das Gesetz mit diesem Rechte 
bekleidet hat. lm Jahre 1790 hatle bei Abfassung des Inau- 
gural-Diploms dér damit beauftragle Ausschuss in Vor- 
schlag gebracht, in das Diplom einzusehalten : dass sich dér 
Reichstag in jedem 3-ten Jahre am 1. May ohne Einberu­
fung in Pest versammle; aber die Standé des Reiches habén die— 
sen Antrag verworfen, aus dem Grunde, weil sie die Einberufung 
des Reichstages fúr cin Recht dér Krone hielten. Auch dér 4. G. 
A. vöm Jahre 1848 bestimmt, dass dér alljahrlich in Pest almi- 
haltende Reichstag von Sr. Majestat einberufen werde. Es gab 
zwar in dér alleren Zeit unserer Geschichte Zusainmenkiinfte ohne 
ordentliche Einberufung, die über öffentliche Angelegenheiten 
berathen und Beschlüsse gefasst habén, aber die Nation hat die­
selben nicht als Rcichsversammlung anerkannt, sie hat ihre Be- 
schliisse nicht als Gesetze belrachtet, und es habén sogar mitunter 
solehe Versammlungcn ein trauriges Andenken hinterlassen.

Die Maciit, welche de facto besteht, hat vor 12 Jahren, mit 
Beseitigung unserer Verfassung, das absolute System auch in Un- 
garn eingeführt. Nach 12 Jahren und bittérén Erfahrungen 
iiberzeugte sie sich von dér Verkehrtheit ihres Systemes, sie be­
irat den Weg dér Verfassung, machte jedoch die Wiederherstel- 
lung constitutioneller Zustande von gewissen Bedingungen abhan- 
gig. Wir konnten diese Bedingungen nicht annehmen, doch occu* 
pirten wir sofort das Terrain, das sich dem Constitutionalismus auf 
dem Gebiele dér Verwaltung eröffnete, und verlangten den Reichs­
tag, als das erste Poslulat unseres Verfassungslebens. Nicht das 
urgirten wir, das dér Zusammenkunft dér Verlreter dér Nation 
kein Hinderniss in den Weg gelegt, sondern dass dér Reichstag 
e i n b e r u f e n  werde.

Als nach Monaten dér Reichstag einberufen ward, habén 
die Wahlbezirke, die uns als Verlreter erwahlt, nicht ge- 
sagl: „Es existirt mehr kein faktisches Hinderniss, welches 
die Zusammenkunft vereileln könnte, versainmelt euch alsó und 
berathet;“ — sie habén uns bestimmt auf den Reichstag abge-
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sendet, welcher im Namen des Fürsten für den 2. April einberu- 
fen ward. Wir liaben uns versammelt und möchten gernc unsere 
Functionen als Reichstag beginnen; doch seben wir, dass wir nicht 
integrirt sind, denn es sind nicht allé diejenigen gerufen, dérén 
Einberufung das Gesetz gebielet. Von wem sollen wir die vondem 
Gesetze vorgeschriebene Berufung dér nicht Einberufenen und 
die Integrirung des Reichstags verlangen? — Ohne Zweifel von 
demjenigen, dér uns gerufen und deres versaumt hat, Jenezuru- 
fen,— dér alléin im faklischen Besitze dér Maciit ist, durch ciné 
nachtragliche Einberufung den Mangel gut zu machen, ohne des- 
sen Berufung wir nicht hier versainmelt waren, und auch Jene 
allém Anscheine nach nicht würden erscheinen können.

Wir haltén es für nothwendig, gégén den Angriff auf unsere 
constitutionelle Selbststandigkeit das Wort zu erheben, und zu 
erkláren, dass wir an dein Reichsrathe nicht Theil nehmen wer- 
den; wir haltén es für nothwendig es auszusprechen, dass dér 
König von Ungarn nur durch die Krönung zum gesetzlichen Kö- 
nig wird, die Krönung aber gewisse Bedingungen voraussetze, 
welche unbedingt vorgángig zu erfüllen sind. Wir wollen ausspre- 
chen, dass das Inslebenrufen dér parlamentarischen Regierung, 
des verantwortlichen Ministeriums, die volle Wiederherstellung 
unserer suspendirten staatsrechtlichen Gesetze solche Bedingun­
gen sind, ohne die wir uns in keine weitere Vereinbarungen ein- 
lassen können. —  Und wem sollen wir alles diess sagen? ohne 
Zweifel jener faktisch bestchenden Macht, welche unsere consti­
tutionelle Selbststandigkeit angegriflen, indem sie unsere wesent- 
lichsten constitutionellen Rechte an den Reichsrath übertragen 
wollte; Demjenigen, dér unsere Grundgesetze aufgehoben und sie 
in dér Schwebe erhalt, dér es bisjetzt noch immer versaumt hat, 
das verantwortliche Ministerium wiederherzustcllen; Demjenigen, 
dér alléin die faktische Macht besitzt, allé diese Postulate unseres 
Verfassungslebens zu erfüllen.

Wir wissen und fühlen es, dass wir uns in einer abnormen 
Lage befinden. Die gátion hegt den Wunsch,sich aus dicsem annor-
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malen Zustande auf friedlichem Wege herauszuwinden. Wenn wir 
aber iiber alles diess nur uns selber klagen, und an Denjenigen, 
dér alléin im Standé ist, die abnorme Lage in eine gesetzliche 
umzugestallen, nicht einmal unser Wort richten, und die friedli- 
che Heilung auch nur cinzuleiten nicht versuchen wollen, dann 
handcln wir, wie ich glaube, nicht im Interessé des Vaterlandes.

Es ist mir dér von Mehreren erhobene Einwurf nicht unbe- 
kannt, wonach, da Se. Majestiit Ferdinand V. am 2. December des 
J. 1848 nur dér österreichischen Kaiserkrone entsagte und in 
seiner Abdicationsurkunde Ungarns nicht besonders erwahnte, 
die Abdication auf Ungarn nicht ausgedehnt werden könne, 
und Se. Majestiit Franz Joseph bezüglich Ungarns noch kein wirk- 
licher Thronerbe sei, weshalb das Land mit ilirn nicht auf dem 
Wege ciner Adresse verkehren könne. Lage es in unserem Inte­
ressé, unsere Lage durch ncue Verwickelungen zu erschweren, 
so könnten wir diess auf diesem Gehiete eine Zeit láng mitLeich- 
tigkeit thun, denn die Abdication ist vöm Standpunkte des unga- 
rischen Staatsrechtes in dér That eine mangelhafle. Aber unter- 
suchen wir ohne Befangenheit: welchen Zweck, welchen Nutzen 
wird das Vaterland damit erreichen, wenn wir uns dieses Formfeh- 
lers halber im Vorhinein jede Berührung mit dér bestehenden 
Macht unmöglich machen ?

Niemand — so glaube ich —  wird daran zweifeln, dass Se. 
Majestiit Ferdinand V., als er dér Kaiserkrone entsagte, unter Einem 
auch dér ungarischen Krone entsagen wollte. Ferner ist es unzweifel- 
haft. dass er diese seine Absicht in Bezng auf Uugarn auch factisch 
vollzogen, und ich glaube nicht, dass esJe.mand für möglich halté, 
dass Ferdinand V. den ungarischen Tliron wieder einnehmen werde. 
Die pragmatische Sanrtion hat somit Sr. kais. Hoheit dem Erzherzog 
Franz Cári, und mit dessen Verzichtleistung, Sr. Majestiit 
Franz Joseph die Erbfolge in Ungarn eröffnet. Wenn wir nun 
erklaren würden, dass die Abdication Ferdinands V. we- 
gen des erwáhnten Formfehlers lur Ungarn ungiltig, für die Erb- 
lánder aber giltig sei, so würden wir in einen direkten Wider-
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spruch mit dér pragmatischen Sanetion gerathen, welche es be- 
stímmt ausspricht, dass nach dér festgesetzten Erbfolgeordnung 
dér Erstgeburt, die Herrscliaft sowohl in Ungarn als auch in den 
Erblandern demselben Fiirsten zukomme. Wenn wir aber auf Grund 
dér hier erwahnten Bestimmung dér pragmatischen Sanetion be- 
liaupten wollten, die Abdication sei — da sie wegen des Fórra- 
fehlers in Bezug auf Ungarn ungiltig, in den Erblandern aber 
kein anderer Fürst regieren kann, als derjenige, dér im Sinne dér 
pragmatischen Sanetion in Ungarn herrscht, — auch bezüglich dér 
Erblander ungiltig: dann würden wir mit den unbestreitbaren 
Rechten dér Erblander in Conflict gerathen, und mit dér gesammten 
europaischen Diplomatie, welche die Abdication Ferdinand des Y. 
und die Thronbesteigung Sr. Majestat Franz Joseph feierlich aner- 
kannt, und mit ihm als dem Kaiser von Österreich, Yertriige, Bünd- 
nisse und Friedenstractate geschlossen hat.

Anstatt uns demnach iiber die Ungiltigkeit dér Abdication 
und dérén staatsrechtliche Folgen in Discussionen einzulassen, die 
unsere Lage nur erschweren und zu keinem positiven Ziele fiihren  ̂
wird es zweckmassiger sein, den Formfehler dér einmal geschehenen 
und nicht mehr abzuandernden Abdication ín den Folgerungen, die 
sich etwa für die Rechte des Landes ergeben könnten, unsch:idlich 
zumachen, und zwar in dér Weise, wie ich es in dem vorgelesenen 
Entwurfe dargestellt habé.

Da dér Köníg von Ungarn nur durch die Kriinung zum ge- 
setzlichen Könige des Landes wird, Se. Majestat Franz Joseph aber 
noch nicht gekrönt ist, so sind Einige dér Meinung, dass sich dér 
Reiclistag an ihn als einen ungekrünnten Köníg, in directer und 
unmittelbarer Ansprache nicht wenden könne. Ich aber tlieile 
nicht diese Meinung und berufe mícli auf den steten Usus des 
ungarischen Staatsrechtes. In drei Jahrhunderten habén bloss vier 
Fiirsten, die nicht wahrend dér Regierung ihres Vorgangers gekrönt 
wurden, den ungarischen Thron bestiegen : Mathias dér II., nach 
Abdankung seines Bruders Rudolph; Kari dér III., mit dem Tode



— 25 -

seines Bruders Joseph I.; Leopold dér II., nach dem Tode seines 
Bruders Joseph II.; und Franz I.,nach dem Tode seines Vaters.

Mathias II. hat nach dér Abdankung seines Bruders Rudolph 
den ungarischen Reichstag auf den 29-ten September des Jahres 
1608. einberufen : er wurde gekrönt am 19-ten November. In dér 
Zwischenzeit aber verkehrte dér Reichstag wiederholt mit ihm durch 
Adresscn und Deputationen, ja  er Hess sioh mit ihm sogar in Be- 
treff wichtiger Gesetze, die „Gesetze vor dér Krönung" (anteco- 
ronationales) genannt werden, in entscheidende Vereinbarungen ein.

Kari III. berief nach dem Tode seines Bruders den Reichstag 
auf den 3-ten April des Jahres 1712. ein; gekrönt wurde er erst 
am 22-ten Mai. In den 7 Wochen dér Zwischenzeit setzte sich dér 
Reichstag mit ihm durch eine Deputation in Beriihrung we­
gen Zuriiksendung dér Krone aus Wien, und dann mittelst einer 
Adresse wegen dér Frage, ob das Inauguraldiploin vor oder nach 
dér Krönung erlassen werden soll. Ausserdem ward aber auch das 
Krönungsdiplom auf dem Wege gegenseitiger Verstandigung ver- 
einbart.

Leopold II. berief nach dem Tode seines Bruders Kaiser Jo ­
seph II. den Reichstag auf den 5. Juni des J .  1790. Er wurde am 
lő. November gekrönt. In diesen 5 Monaten schrieb dér Reichstag 
an Se. Majestat: Ara 20. Juli dariiber: dass an dem Friedensschlusse 
von Sistovo im Sinne dér Gesetze ungarische Rathe Theil nehmen. 
Hierauf antwortete Sr. Majestat am 30. Juli. — Am 13. August, in 
Angelegenheit dér Freilassung des Georg Festetics und mehrer un- 
garischer Offieiere. — Am 16. August antwortete dér Reichstag auf 
das obenerwahnle Rescript vöm 30. Juli. — Diese Schriftstiicke 
werden nicht Adressen, sondern Briefe genannt.—Am 5 September 
entsenden die Standé des Reichs eine Adresse in Sachen dér Inau- 
guralurkunde. — A in 5. Október eine Adresse inderselben Angele­
genheit.— Am 14. November reprasentiren sie wegen einiger aus dem 
kön. Inauguraldiplom weggelassener Gesetzartikel. — Die 3 letz- 
teren werden Repriisentationcn genannt.

Franz II. berief den Reichstag auf den 20. Mai 1792. Er wur-
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de am 6. Juni gekrönt, und in dér Zwisohenzeit, am 23. Mai, rich- 
teten die Standé an ihn eine Adresse wegen des Inauguraldiploms.

Allé diese Adressen wurden an die noch ungekrönten Könige 
gerichtet, und unbestreitbar ist es, dass die Standé des Reichs kei- 
nen Anstand nahmen, vor dér Krönung in nnmittelbare BerUhrung 
zum Fiirsten zu treten. Diess konnte aber auch nicht anders sein, 
denn ohne solche Berührung hatte mán sich auch nicht über die 
Inauguralurkunde verstandigen können.

Auf die dritte Frage schliesslich : in welchor F o r m  sollen 
wir das sagen, was wir sagen wollen? liegt, wie ich glaube, meine 
Anlwort bereits in dem,was ich oben auseinander gosetzthabc. Ich 
beantrage alsó ganz einfach eine A d r e s s e .  Ein B e s c h l u s s  
kann, von was iminer für einer Behörde oder Körperschaft nur an 
solche Personen gerichtet werden, über welche denselben das 
Recht und die Macht dér Verfflgung zusteht.Durch Beschlüsse kann 
ein Körpor sich selhst oder seine eigenen Glieder binden, den von 
ihm abhiingigen Individuen Befehle ertheilen. Solchen gegenüber 
dagegen, die nicht von ihm abbangig, ihm nicht unterstehen, son- 
dern denen er so gegenüber steht, wie eine Parthei dér andern, 
auf gleicher Rechlsbasis und in getheilter Machlstellung, — Sol­
chen gegenüber hat dér Beschluss weder Kraft, noch einen 
Zweck. Ich weiss es, dass es in unserem slaatsrechllichen Leben 
Beispiele giebt, wo dér Reichstag über einzelne Gegenstande Be­
schlüsse gefasst hat; aber ein solcher Beschluss hat sich immer nur 
auf den Abbruch von Debatten bezogen, welche zwischen beiden 
Hausern lángé und ohne Erfolg geführl worden waren, oder auf 
die Einstellung einer zwischen dem Fiirsten und dér Nalion be- 
gonnenen, aber nicht zum Ziele führenden Vereinbarung, oder 
es wurden solche Beschlüsse zu einer Zeit gefasst, wo die bei­
den Gewalten sich mit den Waffen in dér Hand, an dér Schwelle 
offcner Feindseligkeit gegenüber standén. Dass aber dér Reichs­
tag seine Functionen bloss mit einem Beschlüsse begonnen hatte, 
mit einem Beschlüsse, in dem er ausspricht, was er vonderande- 
ren Parthei fordert, und unter welchen Bedingungen er seine
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Wirksamkeit fortsetzen wolle, und dass er den Inhalt seines Be- 
schlusses gerade derjenigen Machl,von welcher er die Erfüllung 
dieser Bedingungen erwarlet, nicht einmal mittheilen will, — da- 
für weiss ich mindestens kein Beispiel zu finden.

Auch kann ich den Zweck einer solchen Beschluszfassung 
nicht einsehen. Wollen wir etwa uns damit binden: nichtszuunt 
lernehmcn, bis diess oder jenes geschehen? Diess würe vollends 
unnöthig, denn so lángé die Motive dér Beschlussfassung beste- 
hen, so lángé die Majorilat, die den Beschluss gefasst hat, Majo­
rilat bleibt, geschieht nur das, was auch ohne Beschluss geschehen 
warc. Wenn aber die Molive aufgehört habén, wenn die Majori­
tat zűr Minoritát wird, kann die zűr Majoritat gowordene Minori­
tát den Beschluss umstürzen. Oder wollen wir vielleicht durch un- 
seren Beschluss Andere binden? Vergesscn wir doch nicht, dass 
unsere Beschlüsse für Andere nur dann verpflichtend sind, wenn 
sie Gesetzeskraft erhalten habén, und eben hiezu ist die Einwil- 
iigung jener andern Parthei nothwendig, mit dér wir in kcinen 
Verkehr treten wollen.

Es gibt Solche, die vielleicht deshalb einen Beschluss ver- 
langen, weil ihrer Ansicht nach die Adresse nur eine Bitté ist, 
wahrend dér Beschluss die ernste Kundgebung des National- 
willens darstellt. Ich möchte es nicht gerne sehen, wenn Jemand 
das Princip aufstellte, die Adresse sei nichts, als eine Bitté, dérén 
Annahme oder Verweigerung von dér Gnade abhangig ist. Ein 
grosser TheiI unseres Staatsrechles ist auf Grundlage von Adres- 
scn und dér darauf ertheillen königlichen Rescripte enstanden, 
und wer kann es behaupten, dass die Grundgesetze unserer Vcr- 
fassung auf Bilten und aus Gnade bewilligt worden sind ? Die 
Gesetzgebung ist iu unsercm Vaterlandc mit gleichcm Rechte 
zwischen dem Fiirsten und dér Nation getheilt, demzufolge kann 
ein Gesetz nur auf dem Wege geineinsamcr Vereinbarung zu 
Standé kommen. Diese gemeinsamen Vereinbarungen sind von 
Seiten dér Nation durch Adressen, von Seiten des Fiirsten 
durch konigliche Rescripte ins Werk gesetzt worden. Die
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Adressen werden ini Tone dér Bilte geschrieben,die kö- 
niglichen Rescripte sprechen von dér Erhörung dér Bitté 
dér Nation : die Ehrerbietung gégén den Fürsten machte ein 
solcbesVerfahren selbst in den freieslen Landern zűr Gewohnheit. 
Das freie Volk Britanniens spricht stets im Tone dér Huldigung 
und tiefsten Verehrung zu seinem constilutionellen Fiirsten, aber 
deshalb weiss es allé Welt, dass dicsér Tón nicht dér Tón dér 
Knechtschaft ist, und auch in unserem Vaterlande weiss es j e -  
dermann, dass Adressen und königlicbe Rescripte nicbt gleich- 
bedeutend sind mit Bitien und Gnade, sondern dass sie nicbts 
anderes sind, als die freie Vcreinbarung gleichberechtigter Par- 
theien.

Dariiber,ob dér Landlag anstatt einer Adresse oder eines Be- 
schluses einMa n i f e s t erlasse, will ich nicht vielWorle verlieren. 
Manifeste sind nicbt das Werkzeug friedlichen Ausglciches : mán 
kann solchenur dann ergeben lassen,wenn die Maciit und die Miilel 
vorhanden sind, dem Inhalte Geltung zu verschaífen. Manifeste 
stíitze sich gewöbnlich auf Waffen, mit Manifesten pflegt mán 
keine Beratbungen zu eröfFnen, sondern sie bezeichnen den 
Beginn jenes gefahrvollen Stadiums, welches oft das traurige Re- 
sultat vergeblicher Beratbungen zu sein pflegt.

Vergessen wir es nicht, vie viele Uebelstande und Gefah- 
ren unsere Lage umgeben ! die Ereignisse vergangener Zeiten 
habén üns zahlreiche Missverstandnisse als Erbschaft hinterlassen, 
und viel Bilterkeit ist im Vaterlande zurückgeblicben, die hie und da 
vielleicht elwas schwacher geworden, aber nicht verschwunden, 
und Ein neuer Fehltritl nur kann den schlummernden Fűnkén dér 
Zwietracht zűr hellén Flamme anfachcn. Wir sind von dem ernsten 
Wunsche erfüllt, den Anspriichen Croatiens und dér unter uns 
wohnenden Nationalilaten gerecht zu werden, und wünschen, 
dass nicht nur Gesetze und Vertragé, sondern auch die Gemein- 
samkeit dér Interessen und Geftible den Kitt dér Einigung bilden. 
Aber wenn wir schon ain Beginn des Reichstages solche Schritte 
unternehmen, welche die feindselige Absicht leicht zu 'gefáhrli-
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chcn Aufwiegelungen und zur Etweckung des Verdachtes aus- 
beulen könnle, dass unscre Zusagcn nur hohle Versprechungen 
sind, und dass wir absichtlich die Aulgabe des Reichstages er- 
schweren, damit wir nur die Einlösung unseres, den Nalionalila- 
len geleisteten Versprechens aufschieben können; wenn wiruns 
mit dér factisch bestehenden Macht, für die sie vor 12 Jahren so 
viel Blut vergossen habén, lediglich aus dem Grunde, weil sie dér 
Form nach nocli nicbt gesetzlich ist, nicht einmal auf ein Wort 
cinlassen wollen, und nocli dazu wenn dieses Wort sich überdie 
Miltel vcrbreitet, welche zur Legitimirung dieser Macht erfor- 
derlich sind; dann — so glaube ich — diirfen wir uns kaum dér 
Hoíl'nung hingeben, dass die so nölhige Verslándigung zwischen 
uns und unseren Milburgern anderer Nalionalilat erreicht 
wcrde.

leli will nicht behaupten, dass die Adresse, die ich in 
Vorschlag gebracht, im Standé sein wird allé Uebel und Gefahren 
zu bannen, ich sage nicht, dass sie von dem erwünschlen Erfolge 
begleitet sein werde. Es kann sein, ja es isi sogar wahrscheinlich, 
dass die Politik dér österreichischen Slaatsinanner auch fortan 
uns gegenüber mit solchen Forderungen auftrelen werde, die 
wir unmöglich erftillen können, und dann inuss schliesslich die 
Sache dennoch zum Bruche koinmen. Aber beschwören wir nicht 
selbst diesen Bruch herauf, und können wir ihn durchaus nicht 
vermeiden, so soll dér Fehler nicht an uns Hegen. Wenn wir es 
vor uns selbst sagen können,vor dér Nalion und vor Európa, wir 
habén alles gethan was wir durften, sie jedoch habén die Auf- 
opferung unserer conslilutionellen Selbslstandigkeit von uns ver- 
langt, sie wollten dér Nalion das Recht nehmen, Sleuern und Sol- 
dalen zu votiren, sie wollten uns dér parlamentarischen Regie- 
rung, des verantworllichen Ministeriuins berauben, mit einem 
Worle, sie wollten es habén, dass Ungarn nicht mehr das selbst- 
slandigc unabhangige Ungarn , sondern dass es eine consti- 
tutionelle österreichische Provinz sei, und deshalb, weil wir dicse 
Bedingungen nicht annahmen, und die politische Vernichtung
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des Landes nicht unlerschreiben konnlen, sei es zum Bruche 
gekommen ; dann werden wir gerechlfertigel dastchen, mán wird 
init Recht keinen Vorwurf gégén uns erheben können, und wir 
werden auf einem fesleren Bódén stehen, als wenn mán den Bruch 
und die Folgen desselben, wenn auch nur in mancher Hinsicht, 
uns zuschreiben konnte.— —

Das ist meine anspruchslose Meinung, dies sind die Haupt- 
zügejener Politik, die ich zu befolgen wünschte. Es wird vielleicht 
Solche gébén, welche diese Polilik nicht kühn genug finden, 
vielleicht auch giebt es solche, die sie furchlsam nennen 
werden. Ja, meine Herren, diese Politik isi nicht die Politik 
einer alles auf das Spiel setzenden Kiihnheit , sie ist nicht 
furchlsam, sondern unseren Kraften und unserer Lage an- 
gemessen. lm Kampfe und auf dem Felde dér Thaten wird die 
Kühnheit oft zűr Nothwendigkeit, weil sie die Kraft steigert, 
undhiedurch den Erfolg sichern kann. Aber in Berathungen iiber 
ofTentliche Angelegenheilen gebe ich dér mit Festigkcit gepaar- 
ten Behutsamkeit den Vorzug. Die Kühnheit in dér Politik ist nur 
dann am Platze, wenn sie sicli auf eine bedeutende Kraft zu stü- 
tzen vermag, wo nicht, ist sie ein Würfelspiel, das grösstentheils 
mit Unheil endet.

Furchlsam, ja feige ist derjenige, dér für seine eigene Person 
besorgt ist, dórt wo das Schicksal des Vaterlandes auf dem Spiele 
steht; derjenige aber, dér sich nicht seinethalben, sondern des 
Vaterlandes wegen angstigt, dér nicht desshalb behutsam ist, damit 
seine Person kein Unfall ereile, sondern desshalb, damit das 
Vaterland von Leiden verschont bleibe, dér — meine Herren, 
ist nicht furchlsam, nicht feige.

|, Uber unser eigenes Schicksal können wir selbst verfügen, 
wenn wir es aufs Spiel setzen, so habén wir selbst den Schaden 
zu erleiden. Aber das Schicksal Anderer, welches das Vertrauen 
unserer Treue überantwor!et,das Schicksal des Vaterlandes,das uns 
kostbarer ist, als das eigene Leben, müssen wir hűién vor j e -  
der Gefahr, und wir müssen es bewachen mit dér Behutsamkeit
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dér Liebe. Für das Vaterland dürfun wir Alles einsetzen, das Va- 
terland selbst aber dürfen wir nicht einsetzen.

Ich weiss es selír wohl, dass unsere Feinde, in den schwe- 
ren Zeiten, die wir überstanden, den Becher unserer unverdienten 
Leiden bis zum Rande gefüllt habén. Ich weiss es, dass es uns wohl 
thun würde, die in unserer Brust zusainmengepressle Fluth des 
Schmerzes auszugiessen,und ich weiss es, dass es sehr schwerist,in 
dem Augenblicke, wo uns die gewaltsam geweckte Leidenschaft ge- 
rechter Enlrüstung hinreissl, die Gefahr und den Schaden, die mög- 
licherweise daraus entsteheu könnlen, abzuwiegen. Auch ich fuhle 
es, wasjeder Ungar gégén diejenigen fühlt,dieso vielLebenundLe- 
bensfreude, so viel an Glüekseligkeit in diesein Vaterlande zerslört 
habén. Aber ich trage auch die Kraft in inir, inéin Vaterland stár- 
ker zu lieben, als ich unsere Feinde hasse, útid eher würge ich 
die Bitterkeit des Herzens hinab, bevorich mich zu einem Schritte 
liinreissen lasse, dér dem Vaterlande sehadlicli werden könnle.

In einer Zeit, wo die Fluth ungerechter Leiden die Brust j e -  
des Patriolen empört hat, und an die Stelle des zerstörten 
Varlrauens Misslrauen, ja Hass getrelen, ist es leichter, die 
Politik dér Kühnheit zu befolgen, als die dér Behutsamkeit. In 
solchen Zeiten fmdet das bittere Wort in jeder Brust einen Wie- 
derliall und die aufgeregte Leidenschaft isi eher geneigt auf 
den verwegenen Rath zu horchen, als auf die mahnende Síimmé 
dér Vorsicht. In bewegter Zeit ist es leichter, mit dér Fluth 
dér Leidenschaften zu schwimmen, als dieselbe iin Interessé des 
Vaterlandes zu bezahmen.

Wer bingegen die Krafte des Vaterlandes und die ;Gefahren 
dér Lage abmesscnd, zu dér Überzeugung gclangt ist, dass es 
mehr dér Vorsicht als dér Kühnheit bedarf, und wer entschlossen 
ist den gereizten, aller Geduld baaren Gemüthern gegenüber nc- 
bcn dér Festigkcil auch die Vorsicht zu empfehlen, dér setzt sich 
oft Missverlsandnissen, ja Vcrdachtigungcn aus, und es gehört 
Seelenslarke und politischer Muth dazu, uin dieselben über sich 
ergehen zu lassen, damit das Vaterland nicht léidé. Diese Vorsicht
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verdient selbst, wonn sie auch übcrtricben w are, Beachtung, 
weil die übertriebcne Vorsicht weniger Schaden verursachen karín 
als die übertriebene Kühnheit.

Ich hege allé Ehrfurcht vor dér Macht dér öfTentlichen 
Meinung, und ich weiss es, dass die6e eine Macht ist, welche mit 
sich fortreisst oder vernichtet. Aber ich weiss es auch,dass esin auf- 
geregtenZeiten oft sehr sclnver ist.zu entsheiden: welches diewah- 
re öfTentlicheMeinung ist, weil jederMensch geneigt isi, in dem was 
er selber wünscht,die ölTentliche Meinung zu étkeimén, und zu wie- 
derholten Malen habé ich es erfahren, dass die wahre öffenlliche 
Meinung eben nicht diejenige war, die sich am lautesten aus- 
spracli. Aber ich habé einen treuen Freund, dessen Stimme mir 
mehr wiegt, als selbst die Stinnne dér öfTentlichen Meinung, einen 
Freund, mit dem ich nicinals unterhandle, da ich sein Gebot 
stets heilig halté, und dessen Tadel ich, was mich anbelangt, als 
den schwcrsten Schlag betrachten wiirde, und dieser mein treuer 
Freund ist: — mein eigenes Gewissen. Seinem Gebole habé ich 
auch jelzt Folge geleistel, indem ich vor Ihnen offen, cntschieden 
und ohne Rückhalt ineine Überzeugung ausgesprochen; das ge- 
ehrte Haus wird nach seiner Einsicht beschliessen, ich aber habé 
erlullt, was mir die Pílicht geboten.

Es bleibt mir nun niclits mehr übrig, als Ihnen den von mir 
beantragten Adressenlwurf vorzulegen, was ich hiermit thue.




